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Aktionsbündnis für gentechnikfreie Landwirtschaft

in Schleswig-Holstein gegründet

Auf Initiative von AbL (Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft), Attac und dem BUND S-H fanden sich am Wochenende in Rendsburg rund sechzig Verfechter gentechnikfreier Landwirtschaft in Schleswig-Holstein zusammen. Die Vertreter von Umweltorganisationen, Verbraucherschutz, Anbauverbänden, von Parteien, der Kirche sowie Globalisierungsgegner, Landwirte und diverse Bürger/ -innen suchten Wege, wie der Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen in Schleswig-Holstein und bundesweit jetzt noch verhindert werden könne. Hintergrund: Nach vier Jahren Verharren in der Diskussion um die grüne Gentechnik droht diese jetzt auf einen Schlag Realität zu werden. Aufgrund von EU-Vorgaben wird eine Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen bald erlaubt sein. Infolge der neuen Richtlinien und Vorgaben arbeitet die Bundesregierung zur Zeit an gesetzlichen Regelungen im Umgang mit gentechnisch manipuliertem Saat- und Erntegut.

Im Rahmen der Veranstaltung wurde ein Aktionsbündnis für eine gentechnikfreie Landwirtschaft in Schleswig-Holstein gegründet. Dieses appelliert an alle politischen Kräfte im Lande sich auf EU- und nationaler Ebene für strenge Anbauregeln und die Haftung nach dem Verursacherprinzip zu positionieren: Wer gentechnisch veränderte Organismen in die Landschaft bringt, muß auch die Garantie übernehmen, daß eine Verbreitung und die damit einhergehende Verunreinigung von Böden, Pflanzenwelt und Tieren vermieden wird. In Anbetracht der Vielfalt an Kontaminationspfaden in Produktion, Verarbeitung und Handel muß das Verursacherprinzip auf allen Ebenen gesetzlich verankert werden. Es kann nicht sein, daß die erforderlichen Kosten für Kontrollen und mögliche Schäden, den Bauern, Lebensmittelherstellern und Verbrauchern angelastet werden, die diese Risikotechnologie nicht einsetzen oder ablehnen.

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, Berichterstatter der EU im Europäischen Parlament und geladener Gast der Veranstaltung stellte für das gentechnik-kritische Publikum klar: "Die Situation - Gentechnik ja oder nein? ist bereits entschieden. Die gesetzliche Zulassung liegt vor. Der Kampf für die Wahlfreiheit der Verbraucher ist aber noch nicht verloren." Noch nicht entschieden sei nämlich die Frage der Koexistenz einer gentechnikfreien Landwirtschaft und einer Landwirtschaft, die Gentechnik bewußt einsetze. Über gesetzlich fixierte strenge Koexistenz-Regelungen (Haftung nach dem Verursacherprinzip) müsse nun die Chance ergriffen werden, den Einsatz der grünen Gentechnik zu einem nicht versicherbaren und wirtschaftlich nicht tragbaren Risiko für potentielle Anwender zu machen. Der von der Landesregierung Schleswig-Holstein vorgelegte Entwurf zur Novellierung des Gentechnik-Gesetzes sei der Weg in die richtige Richtung. Zu Baringdorf hinterließ eine Spur von Hoffnung: "Sofern der entsprechende Druck insbesondere auch aus der Bevölkerung aufgebaut wird, kann der kommerzielle Anbau noch verhindert werden!"

Verschiedene Länder und Regionen in europäischen Mitgliedsstaaten planen, ihr Gebiet zu gentechnikfreien Zonen zu erklären. Antrieb in diesen Regionen ist, neben Umweltschutz, Verbraucherschutz und Ethik, die wirtschaftliche Sicherung der Standorte für Nahrungsmittel und Saatguterzeugung durch Gentechnikfreiheit.

Das nächste Treffen des Aktionsbündnis für eine gentechnikfreie Landwirtschaft mit dem Ziel der Planung konkreter Aktionen ist für Mittwoch, den 26. November 2003 in der Pumpe in Kiel geplant. Das Aktionsbündnis will seine Basis verbreitern und erwartet, daß sich weitere Gentechnik-Kritiker anschließen.

